
585 Sozialdemokratische Partei in Westdeutschland

Führer bestand darin, die wach­
senden Bestrebungen der So­
zialdemokraten in den damali­
gen westlichen Besatzungszonen 
Deutschlands nach Herstellung 
der politischen Einheit der deut­
schen Arbeiterklasse zu unter­
drücken, die revanchistischen Ziele 
der imperialistischen Kräfte, die 
im zweiten Weltkrieg eine schwere 
Niederlage erlitten hatten, zu un­
terstützen (Ablehnung der Oder- 
Neiße-Grenze) und die Partei 
in den bürgerlichen Staat zu 
integrieren. Diese Konzeption 
war antikommunistisch, nationa­
listisch, revanchistisch, kleinbür­
gerlich-reformistisch; sie begün­
stigte die geschwächte deutsche 
Monopolbourgeoisie. Von der 
Gründung an wirkten in der Par­
tei zwei Grundrichtungen: Die 
eine, von der Mehrheit der Mit­
glieder repräsentiert, versucht die 
traditionelle reformistische Linie 
der Sozialdemokratie (->- Re­
formismus) beizubehalten. Der 
Schwerpunkt ihres Wirkens liegt 
in den Gewerkschaften. Auf dem 
Boden des bürgerlich-parlamenta­
rischen Systems treten ihre Ver­
treter für erweiterte Mitbestim­
mung der Arbeiter und für die 
Verteidigung der bürgerlichen De­
mokratie ein. Die andere Rich­
tung, deren Träger die rechten so­
zialdemokratischen Führer sind, 
drängte auf eine weitgehende An­
passung an die Politik und Taktik 
der Monopolbourgeoisie und auf 
eine Abkehr der Partei vom tra­
ditionellen Reformismus. Bestre­
bungen, die Partei in diesem Sinne 
zu „reformieren", konnten auf den 
Parteitagen in Hamburg (1950) 
und in Westberlin (1954) noch zu­
rückgewiesen werden. Die Mehr­
heit der Mitglieder bekannte sich 
zu Beschlüssen, in denen sich die 
Partei gegen die Remilitarisie­
rung, für die Beteiligung an der 
Bewegung gegen die Atom­
rüstung der Bundeswehr, für die

Anerkennung bestimmter Reali­
täten in Deutschland (Deutsch­
landplan vom 19. 3. 1959) aus­
sprach. Begünstigt durch die rela­
tiv kontinuierliche wirtschaft­
liche Entwicklung, durch struk­
turelle Veränderungen in der 
sozialdemokratischen Mitglied­
schaft, durch Ausbreitung der 
bürgerlichen Ideologie sowie an­
dere Faktoren, gewann die pro­
imperialistische Richtung an Bo­
den. Der Parteitag in Bad Godes­
berg (1959) nahm ein neues 
Grundsatzprogramm an. Darin 
wurde der offene Übergang der 
Parteiführung auf die Position 
des westdeutschen Imperialismus 
programmatisch und ideologisch 
begründet. Der Kemsatz des Pro­
gramms lautet: „Regierung und 
Opposition haben verschiedene 
Aufgaben von gleichem Rang; 
beide tragen Verantwortung für 
den Staat." Auf der Grundlage 
dieses Programms proklamier­
ten die rechten Führer der 
Partei die „Politik der Gemein­
samkeit" mit der westdeutschen 
Monopolbourgeoisie und der 
Bundesregierung. Sie unterstütz­
ten die imperialistischen Bestre­
bungen nach Abbau der bürger­
lich-parlamentarischen Demokra­
tie, die revanchistische Außen­
politik und die Forderungen des 
westdeutschen Imperialismus nach 
Verfügungsgewalt über Kernwaf­
fen. Entgegen den Forderungen 
vieler Mitglieder der Partei nach 
Verständigung mit der Arbeiter­
klasse der DDR lehnten sie den 
Dialog mit der SED ab und be­
teiligten sich durch ihren Eintritt 
in die westdeutsche Bundesregie­
rung (1966) aktiv am staatsmono­
polistischen Formierungsprozeß 
zur Lösung der imperialistischen 
Widersprüche im Interesse des 
westdeutschen Finanzkapitals. 
Ohne den Übergang der sozial­
demokratischen Minister auf die
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